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Gericht 

Asylgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

07.10.2008 

Geschäftszahl 

A1 318963-1/2008 

Spruch 

A1 318.963-1/2008/6E 
 

M.R. 
 

Geb. 00.00.1986 
 

StA. von Marokko 
 

ERKENNTNIS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Andreas Druckenthaner als Vorsitzenden und den Richter Dr. 
Christian Filzwieser als Beisitzer im Beisein der Schriftführerin Ines Csucker über die Beschwerde des M.R., 
geb. 00.00.1986, StA. Marokkos, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 4.4.2008, Zl. 07 01.160-BAE, 
in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß § 3 Abs 1; 8 Abs 1 Z 1; 10 Abs 1 Z 2 AsylG 2005, BGBl Nr. 4/2008 abgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e: 
 

Der Beschwerdeführer beantragte am 31.10.2007 die Gewährung von Asyl. 
 

Am 31.10.2007, am 16.1.2008 und am 13.3.2008 wurde der Beschwerdeführer jeweils beim Bundesasylamt zu 
seinem Asylantrag niederschriftlich einvernommen. 
 

Zum Fluchtweg befragt, gab er im Wesentlichen Folgendes an: 
 

In der Einvernahme am 31.10.2007: 
 

... 
 

F: Wie lange dauerte die Reise von der Einreise in die EU bis nach Österreich? 
 

A: Die Überfahrt von Casablanca nach Marseille dauerte ca. 7 Tage. 
 

F: Geben Sie die konkrete Reiseroute mit Nennung der verwendeten Verkehrsmittel von Ihrer Heimat bis nach 
Österreich an! 
 

A: Vor ca. 1 Jahr habe ich mich selbständig im Hafen meiner Heimatstadt Casablanca in einem französischen 
großen LKW, vermutlich Sattelschlepper, versteckt. An diesem LKW war eine Aufschrift "MCM", Näheres 
weiß ich nicht. Ich wusste, dass dieser LKW auf ein Schiff verladen wird. Ich wusste aber nicht wohin dieses 
Schiff geht. Ich hoffte aber, dass es nach Europa geht. Mein Zielland war aber Österreich. Nach ca. 7 Tagen 
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Fahrt kam das Schiff mit dem LKW in Marseille an. Ich schlich mich dort vom LKW und hielt mich in der Folge 
ca. 8-10 Monate in Frankreich illegal auf. Ich bin nie von der Polizei erwischt worden. Dadurch, dass sich in 
Frankreich sehr viele Araber aufhalten, habe ich mich durch Zuwendungen von diesen über Wasser gehalten. Ich 
habe für diese auch gelegentlich Tätigkeiten durchgeführt. Vor ca. 1 bis 2 Monaten bin ich von Marseille 
selbständig mit einem Zug nach Italien gefahren und habe mich dort in Mailand und Bologna aufgehalten. Vor 
ein paar Tagen bin ich mit einem Zug von Italien nach Österreich gefahren. Nach der Grenze hat mich die 
Polizei erwischt und ich wurde festgenommen. Noch am selben Tag wurde ich in einen Zug gesetzt und auf der 
gleichen Strecke wieder nach Italien zurück geschoben. Nach der Grenze wurde ich der italienischen Polizei 
übergeben. Nachdem mich die italienischen Polizisten übernommen hatten, haben sie etwas zu mir gesagt, was 
ich jedoch nicht verstanden habe. Ich wurde von ihnen aber gleich wieder freigelassen. Ich stieg danach sofort 
wieder in einen Zug und fuhr wieder nach Österreich zurück. Ich weiß aber nicht, ob es sich um dieselbe Strecke 
gehandelt hat. Die Fahrt hat ca. 4 Stunden gedauert. Ich kam dann an einem mir unbekannten kleineren Ort an. 
Dort hat mir dann vermutlich ein Einheimischer geholfen und hat mir ein wenig Geld gegeben. Er hatte Mitleid 
mit mir, da mir kalt war und ich hungrig war. Dieser Mann hat mir auch den Weg mit dem Zug hier her 
beschrieben. Ich bin heute Vormittag mit dem Zug hier in dieser Ortschaft angekommen. 
 

F: Über welchen Nicht-EU-Staat und Ort reisten Sie in das EU-Gebiet (einschließlich Norwegen und Island) ein? 
 

A: Marokko. 
 

F: Wann erfolgte die Einreise in die EU genau? 
 

A: Vor ca. 1 Jahr. 
 

... 
 

In der Einvernahme am 16.1.2008: 
 

... 
 

F: Sie haben bei der Erstbefragung und bei der heutigen Einvernahme als letzte Wohnadresse in Ihrem 
Heimatland CasablancaXX angegeben. Wann waren Sie letztmalig an dieser Adresse anwesend? 
 

A: Vor ca. 10 Monaten (Anmerkung: März 2007). 
 

F: Wo haben Sie sich nach Verlassen der genannten Wohnadresse hinbegeben und wo haben Sie sich bis zu Ihrer 
Ausreise aus Marokko aufgehalten? 
 

A: Ich habe mich zum Hafen in Casablanca begeben. Am gleichen Tag, in der Nacht, bin ich von dort mit einem 
Schiff nach Frankreich gefahren. Die Schifffahrt hat 3 bis 4 Tage gedauert. Mit dem Schiff bin ich in Marseille, 
in Frankreich, angekommen. 
 

F: Bei der Erstbefragung am 31.10.2007 haben Sie angegeben, dass Sie ungefähr ein Jahr zuvor von Casablanca 
nach Frankreich gefahren seien. Heute haben Sie angegeben, dass Sie ungefähr vor 10 Monaten, was ca. März 
2007 gewesen wäre, mit dem Schiff von Casablanca nach Frankreich gefahren wären. Können Sie zu diesen 
unterschiedlichen Zeitangaben eine Stellungnahme abgeben? 
 

A: Ich war, nachdem ich Frankreich verlassen habe, auch 2 Monate in Italien. 
 

Wiederholung der Frage: 
 

A: Ich habe bei der Erstbefragung nicht 1 Jahr gesagt. (Anmerkung: 

Die diesbezüglichen Angaben des Asylwerbers bei der Erstbefragung werden ihm durch den Dolmetscher 
übersetzt) Ich lüge nicht, voilá. 
 

... 
 

Zu den Fluchtgründen befragt gab er im Wesentlichen Folgendes an: 
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In der Einvernahme am 31.10.2007: 
 

... 
 

F: Warum haben Sie Ihr Land verlassen (Fluchtgrund)? 
 

A: Ich wurde ständig von meinem Vater misshandelt und geschlagen. Irgendwann hat mich mein Vater von zu 
Hause rausgeschmissen und von zu Hause verbannt. Meine Mutter hat wegen dieser Umstände sehr gelitten, weil 
mein Vater auch ständig zu mir gesagt hat, dass er mich umbringen werde. Ich bin deshalb von zu Hause 
weggegangen. Ich wollte deshalb nach Österreich, da mein Vater hier niemand kennt. Mein Vater kennt in 
Frankreich sehr viele Leute und ich habe deshalb Angst, dass man mich dort findet. 
 

F: Was befürchten Sie bei einer Rückkehr in Ihre Heimat? 
 

A: Ich will nicht mehr nach Marokko. Ich habe Angst, dass mich mein Vater umbringt." 
 

In der Einvernahme am 16.1.2008: 
 

... 
 

F: Sie wurden am 31.10.2007 bei der Polizeiinspektion Erstaufnahmestelle Traiskirchen einer Erstbefragung 
unterzogen. Entsprechen Ihre dort getätigten Angaben der Wahrheit? 
 

A: Ja. 
 

F: Möchten Sie betreffend der bei der Erstbefragung getätigten Angaben etwas berichtigen oder ergänzen? 
 

A: Nein. 
 

... 
 

F: Geben Sie unter Nennung von genauen Daten, Örtlichkeiten der Geschehnisse und Namen von involvierten 
Personen alle Gründe an, weswegen Sie Ihr Heimatland verlassen haben und in Österreich einen Antrag auf 
internationalen Schutz stellen. 
 

A: Mein Vater schlug mich und meine Muter ständig. Vor ca. 11 Monaten (Anmerkung: Anfang 2007) war ich 
am Hafen und als ich heimkam, sah ich meine Mutter am Kopf verletzt aus, weil mein Vater sie geschlagen hat. 
Ich stritt mit meinem Vater. Ich habe meinen Vater gefragt, warum er sie geschlagen hat. Mein Vater sagte mir, 
es geht mich nichts an und hat mich auch am linken Arm geschlagen und verletzt. Ich wollte mich verteidigen 
und habe ihn gestoßen. Er ist mit dem Kopf auf den Boden gefallen und gestorben. Ich habe aber nicht gewusst, 
dass er gestorben ist. Ich bin wieder zum Hafen zurück und habe das vom Nachbarn gehört, dass mein Vater 
gestorben ist. Ich hatte etwas Geld. Das habe ich jemandem gegeben, der die Reise für mich organisiert hat. 
 

F: Aus welchem konkreten Grund haben Sie Marokko verlassen? 
 

A: Wenn ich dort in Marokko bleibe, wird mich die Polizei festnehmen. 
 

F: Haben Sie alle Fluchtgründe angegeben? 
 

A: Ja. 
 

V: Sie haben bei der Erstbefragung und heute beim Erheben der persönlichen Daten nicht angegeben, dass Ihr 
Vater verstorben sei. Können Sie das begründen, weswegen Sie davon im bisherigen Verfahren noch nichts 
erwähnt haben? 
 

A: Ich hatte Angst. Ich habe das nicht angegeben, weil ich Angst hatte und ich habe gedacht, ich werde sofort 
festgenommen, wenn ich das sage. 
 

F: Können Sie irgendwelche Beweismittel für Ihr Vorbringen vorlegen? 
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A: Nein, ich habe keine Beweismittel." 
 

In der Einvernahme am 13.3.2008: 
 

... 
 

Grund der Asylantragstellung: Mein Vater stritt immer mit meiner Mutter. Er trank viel Alkohol und schlug 
meine Mutter mehrmals. Wir, die Kinder, wurden auch vom Vater geschlagen. Meine Mutter war Putzfrau in 
einer Firma. Mein Vater verlangte von meiner Mutter immer wieder Geld, damit er Alkohol und andere Dinge 
kaufen konnte. Am Tag meiner Abreise kam es zu einem Vorfall. Mein Vater verlangte wieder einmal Geld von 
meiner Mutter. Sie lehnte das ab. Daher wurde sie von meinem Vater geschlagen. Mein Vater hatte ein Messer in 
der Hand. Ich ging dazwischen. Mein Vater gab mir sofort eine Ohrfeige. Er wollte mit dem Messer auf mich 
losgehen. Er traf fast mein Gesicht. Ich verteidigte mich. Das Messer traf mich am linken Oberarm. Als Reflex 
stieß ich meinen Vater weg. Er stolperte und flog über das Geländer des Stiegenhauses. Wir befanden uns im 
fünften Stock unseres Wohnhauses. Ich sah, dass mein Vater voller Blut war. Ich bekam einen Schock, weil ich 
das nicht wollte. Deshalb lief ich zum Hafen. Ich wollte mich einfach nur verstecken. Ein Nachbar überbrachte 
mir die Nachricht (Dein Vater ist gestorben.). Der Nachbar teilte mir auch mit, dass ich von der Polizei gesucht 
werde. Deshalb entschloss ich mich zur Ausreise. 
 

F: Welcher Nachbar überbrachte Ihnen die Nachricht vom Tod des Vaters? 
 

A: Er heißt H.E.. H.E. ist etwa 21 Jahre alt. 
 

V: Es ist nicht nachvollziehbar, woher H.E. wissen hätte können, wohin Sie geflohen sind. Erklären Sie das. 
 

A: Er war ein guter Freund von mir. Wir waren oft am Hafen spazieren. Deshalb wusste er, dass ich dort 
versteckt bin. 
 

F: Haben Sie eine Stichverletzung am linken Arm? 
 

A: Ja. Mein Vater fügte mir mit einem Küchenmesser eine Schnittwunde zu. 
 

F: Wurde Ihre Mutter beim letzten Zwischenfall auch verletzt? 
 

A: Nein. Sie erlitt durch Schläge ein blaues Auge und eine Schwellung auf den Mund. Sonst nichts. 
 

V: Während der niederschriftlichen Einvernahme vom 16.01.2008 gaben Sie an, dass Ihr Vater aufgrund eines 
Streites auf den Boden gefallen und gestorben wäre. Folgt man der niederschriftlichen Befragung bei der 
Bundespolizei, wäre Ihr Vater nicht verletzt worden. Heute machen Sie andere Angaben. Erklären Sie das. 
 

A: Das sagte ich nicht. Niemand stirbt, wenn er zu Boden fällt. Mein Vater stürzte aus dem fünften Stock. 
 

V: Während der niederschriftlichen Einvernahmen vom 31.10.2007 und 16.01.2008 haben Sie es völlig 
unerwähnt gelassen, dass Ihr Vater Sie mit einem Messer attackiert hätte. Erklären Sie das. 
 

A: Das kann nicht sein. Das habe ich damals auch erwähnt. 
 

F: Woher wusste H.E., dass die Polizei Sie sucht? 
 

A: Meine Mutter schrie aufgrund der Verunglückung des Vaters. Die Nachbarn kamen aus ihren Wohnungen. 
Die Polizei wurde sofort angerufen. Mein Freund H.E. sah das. Er rannte schnell zu mir, um mich zu warnen. 
 

F: War das der Grund der Asylantragstellung? 
 

A: Ja. 
 

F: Wollen Sie Ihre Angaben näher ausführen? 
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A: Nein. 
 

Mit Bescheid vom 4.4.2008, Zl. 07 01.160-BAE, wies das Bundesasylamt den Asylantrag des 
Beschwerdeführers gemäß § 3 AsylG (Spruchpunkt I.) ab, erklärte gleichzeitig seine Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung nach Marokko gemäß § 8 Abs 1 Z 1 AsylG für zulässig (Spruchpunkt II) 
und wies den Beschwerdeführer gemäß § 10 Abs 1 Z 2 AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet aus 
(Spruchpunkt III). 
 

Zur Person des Asylwerbers führte das Bundesasylamt Folgendes aus: 
 

Die Identität und Nationalität des Antragstellers stehen nicht fest. 
 

Im Verfahren brachte der Antragsteller keine Beweismittel in Vorlage. 
 

Festgestellt wird, dass der Antragsteller illegal in Österreich einreiste. Der Zeitpunkt der illegalen Einreise und 
die Art und Weise wie diese erfolgte stehen nicht fest. 
 

Ferner wird festgestellt, dass der Antragsteller vor der Einreise nach Österreich in Italien aufhältig war. 
 

Es konnte nicht festgestellt werden, dass der Antragssteller in Marokko von der Polizei gesucht wurde und wird 
(Grund: durch einen Stoß des Antragstellers, erfolgt während eines Streits, wäre der Vater des Antragstellers 
tödlich verunglückt. Die Polizei hätte deshalb den Antragsteller gesucht.) 
 

Zur Situation im Herkunftsstaat traf das Bundesasylamt folgende 

Feststellungen: 
 

Staatsaufbau: Marokko ist nach der Verfassung von 1972 (mit Änderungen 1992 und 1996) eine konstitutionelle 
Monarchie mit sehr starker Position des Königs. Neben den Verfassungsorganen besteht das traditionelle System 
des "Makhzen" mit dem König als Führungsperson. Er beherrscht das politische und in weiten Bereichen das 
wirtschaftliche System. Nach Verfassung und Tradition hat der König eine Doppelrolle: Er ist weltlicher 
Herrscher und zugleich geistlicher Führer (Amir Al Mu'minin). Im September 1996 wurde durch ein 
Referendum die Verfassung geändert und ein Zweikammersystem eingeführt. Dem Volksentscheid über die neue 
Verfassung im September 1996 folgten zwischen Juni und Dezember 1997 Gemeinde-, Körperschafts- und 
Nationalwahlen. Die Abgeordneten der ersten Kammer wurden erstmals vollständig in gleicher Wahl bestimmt. 
Die zweite Kammer wird indirekt durch Gemeindevertreter und Berufsvertretungen gewählt. Marokko hat ein 
von der Verfassung geschütztes Mehrparteiensystem. Von der Verfassung gleichfalls geschützt ist die Existenz 
von Gewerkschaftsverbänden und das Streikrecht (AA - Auswärtiges Amt, Marokko Innenpolitik, Stand: 

November 2006: http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/ 
 

Laenderinformationen/ Marokko/Innenpolitik.html; Zugriff am 26.04.2007) 
 

Staats- und Regierungsform: Verfassung von 1992, zuletzt geändert 1996 - Parlamentarische Monarchie seit 
1972 - Staatsreligion: Islam - Nationalversammlung mit 325 Mitgliedern (30 für Frauen reserviert), Wahl alle 5 
Jahre; Senat mit 270 indirekt gewählten Mitgliedern, Wahl alle 9 Jahre - Wahlrecht ab 20 Jahren. 

Unabhängigkeit: 02.03.1956 (ehemaliges französisches und spanisches Protektorat). Nationalfeiertag: 30.07. 
(Thronbesteigung von König Mohammed VI. 1999) Regierung und Parteien: Staatsoberhaupt: König 

Mohammed VI., seit 24.07.1999 - Regierungschef: Driss Jettou, seit 07.11.2002; Koalitionsregierung von USFP 
und PI und weiteren 4 

Parteien - Äußeres: Mohamed Ben?ssa (RNI), seit 08.04.1999. 

Parlament: Wahlen zur Nationalratversammlung vom 27.09.2002: Union Socialiste des Forces Populaires/USFP 
50 von 325 Sitzen (1997:57), Istiqlal/PI 48 (32), Parti de la Justice et du Développement/PJD 42 (14), 
Rassemblement National des Indépendants/RNI 41 (46), Mouvement Populaire/MP 27 (40), Mouvement 
National Populaire/MNP 18 (19), Union Constitutionnelle/UC 16 (50), Parti National Démocratique/PND 12 
(10), Front des Forces Démocratiques/FFD 12 (9), Parti du Progrès et du Socialisme/PPS 11 (9), Union 
Démocratique/UD 10 (-), Mouvement Démocratique et Social/MDS 7 (32), Parti Socialiste Démocratique/PSD 6 
(5), Sonstige 25 (2). Wahlen zum Senat vom 05.12.1997: RNI 42 von 270 Sitzen, MDS 33, UC 28, MP 27, PND 
21, PI 21, USFP 16, MNP 15, Sonstige 40, Gewerkschaften 27. (Quelle: der Fischer Weltallmanach 2007, 
Marokko) 
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Letzte Parlamentswahlen: 07.09.2007. Derzeitiger Ministerpräsident ist seit September 2007 Abbas Al-Fassi, 
Abkömmling einer reichen Familie aus Fes und Parteichef der Istiqlal Partei, der derzeit stärksten Partei im 
Parlament. Er führt eine Koalitionsregierung aus Istiqlal, USFP, PPS, RNI, und MP, einer Kombination aus 
regierungstreuen und Oppositionsparteien an. Die Parlamentswahlen vom September 2007 erwiesen sich als 
relativ frei und fair, sind aber wegen der geringen Wahlbeteiligung als problematisch anzusehen. Nur 37% der 
Wahlberechtigten gaben ihre Stimmen ab, wovon sich noch einmal 19% als ungültige Stimmen erwiesen. 
Stärkste Parteien wurden Istiqlal, PJD, MP, RNI und USFP. Die islamisch-orientierte PJD ist zweitstärkste Partei 
im Parlament und gegenwärtig die größte Oppositionspartei. (Quelle: http://de.wikipedia.org/wiki/ 
 

Marokko, abgefragt am 13.03.2008) 
 

Rechtssystem: Die Verfassung des Landes gewährt eine unabhängige Judikative. Das Rechtswesen orientiert 
sich weitgehend am französischen Vorbild. Im Familien- und Erbrecht gilt islamisches Recht, das modifiziert 
auch auf Andersgläubige angewandt wird. Für Juden gilt talmudisches Recht. Höchste juristische Instanz ist der 
Oberste Gerichtshof in Rabat. Dessen Richter werden vom König ernannt. (Quelle: 
http://de.wikipedia.org/wiki/Marokko, abgefragt am 13.03.2008) 
 

Rückkehr: Die Stellung eines Asylantrags betrachten die marokkanischen Behörden nicht als Ausdruck einer 
oppositionellen Gesinnung. Ihnen ist bekannt, dass Asylanträge vielfach ausschließlich dem Zweck dienen, eine 
längerfristige Aufenthaltsmöglichkeit im Ausland zu erlangen (BAMF - Bundesamt für Flüchtlinge und 
Migration, Marokko Länderüberblick, VS-NfD, Informationszentrum Asyl und Migration Dezember 2006). 
 

Innenpolitik: Bei drei Themen wird ein nationaler Konsens behauptet (Tabuthemen): Anspruch Marokkos auf 
volle Souveränität über das Gebiet der Westsahara, Unantastbarkeit der Monarchie, Islam als Staatsreligion. 
König Mohammed VI. verkörpert einen weltoffenen Regierungsstil, hat aber auf keines der Vorrechte seines 
Vaters verzichtet. Er betont stärker als sein Vater die Idee der konstitutionellen Monarchie, ist aber auch bereit, 
seine exekutiven Befugnisse zu nutzen, wenn er es für erforderlich hält. Nach den Parlamentswahlen am 
27.09.2002 ernannte er den parteilosen Technokraten Driss Jettou zum neuen Premierminister und unterstrich 
damit seinen politischen Führungsanspruch. Der innenpolitische Stil des Königs hat sich auch durch Initiativen 
bei der Bekämpfung von Armut und Bildungsnotstand, bei der Aufarbeitung der Vergangenheit ("Instance 
Equité et Réconciliation") und bei der Gleichberechtigung der Frau manifestiert. Am 27.09.2002 wurde das 
Parlament neu gewählt. Die Wahlen verliefen nach dem Urteil der meisten Beobachter frei und fair. Im 
Parlament sind 22 Parteien vertreten, die sich traditionell in drei lose Bündnisse des rechten Lagers (WIFAQ), 
des Zentrums und der Linken (Kutla) gliedern. Nach den Wahlen haben sie sich zu acht parlamentarischen 
Gruppen (entspricht in etwa Fraktionen) zusammengeschlossen. Bei den Wahlen verloren die linken Parteien 
zwischen 10 und 20 Prozent an Wählerstimmen und Abgeordneten, während die Zentrumsparteien und die 
konservativen Parteien entsprechend zulegten. Premierminister Driss Jettou wurde am 09.10.2002 vom König 
mit der Regierungsbildung beauftragt. Sein Kabinett wurde am 07.11.2002 vom König bestätigt. Ihm gehören 
nach einem Revirement im Juni 2004 35 Minister, beigeordnete Minister und Staatssekretäre an. Einschließlich 
des Premierministers sind zehn Kabinettmitglieder parteilos. Sie wurden vom Premierminister und mit dem 
Einverständnis des Königs berufen. Zu diesen unabhängig von der Parteizugehörigkeit berufenen Ministern 
gehören insbesondere Außen, Innen-, Religionsminister und der Minister für die Verteidigungsverwaltung. Die 
größte Oppositionspartei ist die gemäßigte Islampartei Parti de la Justice et du Développement (PJD), welche die 
Zahl ihrer Parlamentssitze von bisher 14 auf 42 verdreifachen konnte. Die Neuwahl eines Teils der 
Abgeordneten der zweiten Parlamentskammer im September 2006 wurde von Vorwürfen von Ämterkauf und 
Nepotismus überschattet (AA - Auswärtiges Amt, Marokko 

Innenpolitik, Stand: 

11.2006:http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/Marokko/Innenpolitik.html; 

Zugriff am 26.4.2007). Gemäß der Verfassung von 1972 - mit Änderungen von 1992 und 
 

1996 - ist Marokko ist eine konstitutionelle islamische Monarchie mit einigen demokratischen Elementen 
westlicher Prägung. Im September 1996 wurde ein parlamentarisches Zweikammersystem eingeführt. 
Derzeitiges Staatsoberhaupt ist König Mohammed VI. Er ist sowohl weltlicher als auch geistlicher Führer und 
trotz eines frei gewählten Parlaments die zentrale Macht im politischen und wirtschaftlichen 
Entscheidungsgefüge. Mohammed VI. verkörpert einen liberalen Regierungsstil. Mit seiner Thronbesteigung - 
nach dem Tod seines Vaters Hassan II. - am 30.07.1999 setzte ein Prozess der dringend notwendigen 
wirtschaftlichen Modernisierung sowie eine deutliche politische Liberalisierung ein. Die Erwartungen im In- und 
Ausland wurden aber nur zum Teil erfüllt. Der König führte zwar einige Verbesserungen, unter anderem im 
Bereich der Menschenrechte ein. Eine konsequente umfassende Politik der Liberalisierung fehlt jedoch 
weiterhin. Die Regierung ist ihm verantwortlich. Der Monarch fungiert unter anderem als Staatsoberhaupt, 
Oberbefehlshaber der Streitkräfte, Präsident des Ministerrats (Conseil des Ministres) und Vorsitzender der 
höchsten juristischen Instanz (Conseil Supérieur de la Magistrature). Er hat das Recht, Premierminister und 
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Kabinettsmitglieder zu ernennen und zu entlassen, die Parlamentskammer aufzulösen, auf die Gesetzgebung 
Einfluss zu nehmen, Verfassungsänderungen anzuregen und bei Staatskrisen den Notstand auszurufen. Im 
Oktober 2002 wurde der parteilose Wirtschaftsexperte und bisherige Innenminister Driss Jettou zum 
Premierminister ernannt. Die Gesetzgebung erfolgt durch das Zweikammerparlament aus 
Repräsentantenkammer (Chambre des Représentants/Majliss-annouwab) und Rätekammer (Chambre des 
Conseillers/ Majlis al-Mustacharin). Die Regierungsarbeit liegt beim Premierminister und dem Ministerrat. Die 
letzten Parlamentswahlen am 27.09.2002 fanden erstmals nach dem kurz zuvor verabschiedeten Wahlgesetz 
statt. Dieses hatte das Mehrheits- durch das Verhältniswahlrecht ersetzt. Nach Einschätzung unabhängiger 
Beobachter verliefen die Wahlen im Wesentlichen frei und transparent. Die Wahlbeteiligung lag offiziellen 
Schätzungen zufolge bei rund 52 Prozent. Statt bisher 15 sind nunmehr 22 Parteien im Parlament vertreten. Ihm 
gehören 291 Männer und 34 (vorher zwei) Frauen an. Die Parlamentswahlen erbrachten keine eindeutige 
Mehrheit. Die Regierungspartei Sozialistische Union der Volkskräfte (Union Socialiste des Forces Populaires, 
USFP) konnte ihre Mehrheit nur knapp behaupten. Die Istiqlal-Partei (PI), Koalitionspartner der USFP, wurde 
zweitstärkste Partei. Einen beachtlichen Wahlerfolg erzielte die einzige im Parlament zugelassene gemäßigte 
islamische Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (Parti de la Justice et du Développement, PJD) mit 42 
Sitzen. Sie zog als drittstärkste Kraft ins Parlament ein. Nachdem Mohammed VI. und die Regierung im Vorfeld 
der Wahlen auf die PJD Druck ausgeübt hatten, war diese nur in der Hälfte der Wahlkreise angetreten. Durch 
Allianzen mit anderen Parteien versucht sie jedoch, ihre Position für die 2007 anstehenden Parlamentsund 
Kommunalwahlen zu stärken. Die verbotene, monarchiefeindliche islamistische Organisation Gleichheit und 
Wohltätigkeit, die im Jahr 2005 demonstrativ für die Freilassung ihrer Mitglieder eingetreten war, besitzt eine 
große Mobilisierungskraft. Ihre Mitglieder- und Sympathisantenzahl wird auf über 2 Mio. geschätzt. Mit den 
früheren Tabuthemen Monarchie (als Staatsform der herrschenden Dynastie der Alawiten), Zugehörigkeit der 
Westsahara zu Marokko sowie Islam als Staatsreligion setzen sich sowohl die Opposition als auch die 
unabhängige Presse vermehrt auseinander. Die Menschenrechtsorganisationen in Marokko können sich 
grundsätzlich frei betätigen. Im April 1999 legte der noch von dem Despoten und Vater des jetzigen Königs 
Mohammed VI., Hassan II., zur Aufklärung von Menschenrechtsverletzungen während der so genannten 
"Bleiernen Jahre" (Années de Plomb) eingesetzte Conseil Consultatif des Droits de l'Homme (CCDH) einen 
Abschlussbericht vor. Darin wurden insgesamt 112 Fälle von sog. Verschwundenen aufgelistet und die 
Empfehlung ausgesprochen, einen Großteil der Angehörigen zu entschädigen sowie inhaftierte Betroffene zu 
begnadigen. Menschenrechtsorganisationen warfen dem Bericht Unvollständigkeit und mangelnde 
Berücksichtigung von Westsahara-Fällen vor. Am 07.01.2004 berief König Mohammed VI. die sog. Instanz für 
Gerechtigkeit und Versöhnung (Instance Équité et Reconciliation, IER), die den CCDH ablöste. Dieser 
Untersuchungsausschuss sollte Menschenrechtsverletzungen vor April 1998 aufklären und gegebenenfalls 
Entschädigungen zusprechen. Damit setzte sich das maghrebinische Königreich als erster Staat in der arabischen 
Welt öffentlich mit seiner Vergangenheit auseinander. In öffentlichen Anhörungen, die im Fernsehen und 
Rundfunk ausgestrahlt wurden, enthüllte die Kommission die Verbrechen des väterlichen Regimes. Allerdings 
durften weder die Namen der Folterer noch der des verstorbenen Herrschers genannt werden. Während der 
Monarch einerseits einen Weg aus der Vergangenheit sucht, muss er gleichzeitig darauf achten, das Land nicht 
zu destabilisieren. Dabei gab es keinen Bruch mit dem alten Regime, unter dem bis zu 60.000 Menschen 
misshandelt worden sein sollen. Die Macht wechselte vom Vater auf den Sohn und viele, die unter dem alten 
König gedient hatten und für die systematische Unterdrückung des politischen Gegners verantwortlich waren, 
sind nach wie vor im Dienst. Doch der neue Herrscher, der ein gewähltes Parlament neben sich duldet, scheint 
sich allmählich einer liberaleren Regierungsform zu öffnen. Denn die königliche Vergangenheitsbewältigung 
soll laut seiner eigenen Aussage die Monarchie und die Demokratie in Marokko festigen und dort die 
universalen Prinzipien der Menschenrechte verankern. Zum Präsidenten der Kommission ernannte Mohammed 
VI. den Menschenrechtler Driss Benzekri, der selbst 17 Jahre inhaftiert war. Die Untersuchungen der IER waren 
auf die Fälle willkürlichen Verschwindenlassens und entsprechender Inhaftierung beschränkt. Die Kriterien für 
die Zahlung von Entschädigungen war eng gefasst. Am 30.11.2005 stellte die IER ihre Tätigkeit ein. Bis dahin 
waren 22.000 Anträge gestellt und 16.861 geprüft worden. In ihrem Abschlussbericht, der dem König am 
01.12.2005 vorgelegt und anschließend veröffentlicht wurde, sprach sich die Kommission für eine 
Entschädigung der Opfer und für umfassende Reformen des Sicherheits-, Justiz- und Bildungssystems aus. Der 
politische Islam wird vom Staat bekämpft, hat aber in der Bevölkerung Anhänger. Islamistische Organisationen 
werden streng kontrolliert. Die islamistische Gruppe Salafiya Jihadiya ist verboten (BAMF - Bundesamt für 
Flüchtlinge und Migration, Marokko Länderüberblick, VS-NfD, Informationszentrum Asyl und Migration, 
12.2006). 
 

Sicherheitslage: Die Militär- und Sicherheitspolitik Marokkos wird vor allem durch die Besetzung der 
Westsahara bestimmt. Diese wird durch eine starke Truppenpräsenz gesichert. Die Militärausgaben in 
Nordafrika bewegen sich ebenfalls auf hohem Niveau. Im Übrigen spielen die mitunter gespannten Beziehungen 
zu Algerien sowie die Herausforderungen durch den islamistischen Terrorismus in diesem Bereich eine 
wesentliche Rolle. Beim Anti-Terror- Kampf unterstützt Marokko die USA, insbesondere nach den Anschlägen 
im Mai 2003 in Casablanca mit 45 Todesopfern. Mit Spanien gibt es noch ungeklärte Territorialstreitigkeiten, 
insbesondere wegen der Exklaven Ceuta und Melilla. Zu den paramilitärischen Verbände gehören die 
Gendarmerie Royale mit 29.000 Mann, die Direction Générale de Surveillance du Territoire (DGST) mit 8.500 
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Mann, der Corps d¿Intervention Mobile (CIM) mit 5.000 Mann sowie die Force Auxiliaire mit 25.000 Mann. 
Die einfache nationale Polizei besteht zudem aus etwa 55.000 Mann. In der Bevölkerung genießt die Armee 
hohes Ansehen und gilt als ein Ausweg aus Armut, Arbeitslosigkeit und Analphabetismus. Marokko war Opfer 
und zugleich Herkunftsland von Tätern des internationalen Terrorismus. Am 16.05.2003 wurden von 15 
marokkanischen Selbstmordattentätern im Zentrum von Casablanca fast gleichzeitig insgesamt fünf 
Bombenanschläge auf jüdische und ausländische Ziele verübt. Dabei kamen 45 Personen - darunter 12 der 
Selbstmordattentäter - ums Leben, zahlreiche Personen wurden zum Teil schwer verletzt. Hinter den Attentaten 
vermutete man die extremistisch islamistische Gruppe der Salafiya Jihadiya, der auf Grund ihrer wahabitischen 
Indoktrination seit Anfang der 70er Jahre Verbindungen zu al-Qaida nachgesagt werden. Daneben soll es in 
Marokko etwa dreißig kleine, lose mit al-Qaida verbundene und autonom agierende Islamistengruppen geben, 
deren Mitglieder ihre Namen und Zugehörigkeit öfter wechseln. Namentlich bekannt ist die Islamistische 
Gruppe Marokkanischer Kämpfer (Groupe Islamique Combattant Marocain - GICM). Einem Pressebericht 
zufolge hat die GICM bisher nie die Verantwortung für einen Terroranschlag übernommen. Tatsächlich vermutet 
man heute jedoch die Drahtzieher der Bombenanschläge vom 11. März 2004 in Madrid, bei der 191 Menschen 
getötet und mehr als 1.500 verletzt wurden, in den Reihen der GICM. Die Extremistengruppe steht auch im 
Verdacht, die Selbstmordanschläge in Casablanca begangen zu haben. Nach amtlichen Angaben wurden im 
Rahmen der Fahndungsmaßnahmen seit den Anschlägen von Casablanca 2000 Verdächtige verhaftet. Bislang 
wurden 700 Angeklagte verurteilt, davon 17 zum Tode. Die eigentlichen Hintermänner des Blutbades konnten 
jedoch bis heute nicht ermittelt werden. Nach den Anschlägen in Casablanca und in Madrid widmen sich die 
marokkanischen Sicherheitsbehörden hauptsächlich dem Kampf gegen den Terrorismus. Rechtsgrundlage für ein 
striktes und umfassendes Vorgehen gegen Verdächtige ist das am 05.06.2003 in Kraft getretene 
Antiterrorismusgesetz. Die Gerichtsverfahren gegen die rund 2000 Marokkaner, denen terroristische Aktivitäten 
vorgeworfen wurden, sollen nicht immer demokratisch abgelaufen sein. Laut AI Jahresbericht 2005 setzten die 
Sicherheitsbehörden im Jahr 2004 ihr scharfes Vorgehen gegen mutmaßliche islamistische Terroristen fort. Mehr 
als 200 Beschuldigte wurden zu Gefängnisstrafen verurteilt. Einige von ihnen wurden vermutlich bei der 
Befragung durch Sicherheitskräfte gefoltert. Darüber hinaus wurde über Verstöße gegen einen fairen Prozess 
berichtet. Die marokkanischen Behörden arbeiteten einen Gesetzentwurf zur Bekämpfung von Folter aus und 
erklärten im Juli 2005, dass die Foltervorwürfe aus den Jahren 2002 und 2003 untersucht werden würden. 33 
Haftinsassen, einschließlich politischer Gefangener, wurden durch königlichen Erlass begnadigt. Auch im Jahr 
2005 gab es dem AI Report 2006 zufolge zahlreiche Festnahmen von des Terrorismus verdächtigen Personen. 
Damit seien seit den Anschlägen im Mai 2003 in Casablanca mehr als 3.000 Terrorverdächtige inhaftiert und 
gegen 1.500 Personen in diesem Zusammenhang ermittelt worden. Viele von ihnen seien nach einer 
zweifelhaften Beweiswürdigung während des Gerichtsverfahrens zu einer Gefängnisstrafe verurteilt worden. 
Gegen vier sei die Todesstrafe ausgesprochen worden. Anhaltspunkte für Repressionen Dritter, für die der 
marokkanische Staat verantwortlich wäre, weil er sie anregt, unterstützt, billigt oder tatenlos hinnimmt, liegen 
nicht vor. Den Sicherheitshinweisen des Auswärtigen Amtes ist zu entnehmen, dass trotz umfangreicher 
Sicherheitsmaßnahmen seitens der Regierung terroristische Gruppen in Marokko weiterhin aktiv sind und 
Anschläge planen. Dies gelte insbesondere für Tourismuszentren und religiöse Kultstätten. Ein problematisches 
Gebiet stelle auch die Westsahara dar. Im Rif-Gebirge, vor allem auf der Strecke zwischen Chefchaouen über 
Ketama nach al-Hoceima sowie auf der Straße von Ketama nach Fes, müsse zudem mit Überfällen durch 
Rauschgifthändler gerechnet werden (BAMF - Bundesamt für Flüchtlinge und Migration, Marokko 
Länderüberblick, VS-NfD, Informationszentrum Asyl und Migration Dezember 2006). Mehrere 
Bombenanschläge auf jüdische Einrichtungen und Orte westlich-weltlichen Lebensstils am 16. Mai 2003 in 
Casablanca forderten über 40 Tote und mehr als 60 Verletzte. Die Attentate haben die politische Atmosphäre in 
Marokko deutlich verändert. Politik und Gesellschaft haben erstmals in vollem Umfang die Bedrohung der 
Zivilgesellschaft durch gewaltbereite Splittergruppen erfahren. Wenige Tage nach den Anschlägen kam es in 
Casablanca zur größten Demonstration seit der Unabhängigkeit Marokkos mit mehr als einer Million 
Teilnehmern, die sich gegen den Terrorismus wandte. Nach dem 11. September 2001 hatte sich Marokko 
eindeutig zum Kampf gegen den internationalen Terrorismus bekannt. Der König hat den Kampf gegen den 
Terrorismus und die Demokratisierung und Modernisierung des Landes als gleichgewichtige Aufgaben 
bezeichnet. Dennoch ist nicht ausgeschlossen, dass Marokko auch weiterhin Rekrutierungsbasis für 
internationale terroristische Gruppen ist. Die Sicherheitsbehörden haben wiederholt terroristische Netzwerke, in 
die zum Teil auch Vertreter des marokkanischen Militärs, der Polizei und Gendarmerie eingebunden waren, 
aufgedeckt und gehen mit großer Härte gegen radikale islamistische Gruppen vor 
 

(AA - Auswärtiges Amt, Marokko Innenpolitik, Stand: November 2006: 

http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/Marokko/Innenpolitik.html; 

Zugriff am 26.04.2007). 
 

Grundversorgung: Die Grundversorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln ist im Wesentlichen 
gewährleistet. Aufgrund der Instabilität der Landwirtschaft ist die Landflucht, vor allem in die Elendsviertel der 
großen Städte, unverändert hoch. Eine Form staatlicher sozialer Unterstützung ist nicht vorhanden [...]. Aus dem 
Geiste des Islam sind vielfältige religiös-karitative Organisationen tätig. Eine entscheidende Rolle bei der 
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Betreuung Bedürftiger obliegt nach wie vor dem Verband der Großfamilie (Bericht über die asyl- und 
abschiebungsrelevante Lage im Königreich Marokko (Stand: April 2006), Auswärtiges Amt Berlin, 508-
516.80/3 MAR, den 19. Mai 2006). Die im Mai 2005 vom König angestoßene "Nationale Initiative für 
menschliche Entwicklung" (INDH) spielt innenpolitisch eine wichtige Rolle. Das Programm, für das über fünf 
Jahre Mittel in Höhe von 1 Mrd. Euro veranschlagt werden, soll gezielt Armut und soziale Ausgrenzung in den 
ärmsten ländlichen Gebieten und städtischen Armenvierteln bekämpfen (AA - Auswärtiges 

Amt, Marokko Innenpolitik, Stand: 11.2006: 

http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/ Laenderinformationen/Marokko/Innenpolitik.html; Zugriff am 
26.04.2007). 
 

Beweiswürdigend führte das Bundesasylamt zur Person des Asylwerbers Folgendes aus: 
 

... 
 

Was die Feststellung zur Identität und Nationalität des Antragstellers betrifft, so ist festzuhalten, dass der 
Antragsteller keinerlei Lichtbildausweise oder sonstige Dokumente zur Bescheinigung der Identität und 
Nationalität in Vorlage gebracht hat. 
 

Die Feststellung zum Aufenthalt des Antragstellers in Italien gründet sich auf den Inhalt des Schreibens der 
italienischen Behörde vom 28.01.2008 , dem zu entnehmen ist, dass der Antragsteller am 28.10.2007 
daktyloskopisch behandelt wurde. 
 

Der Antragsteller gab an, Marokko verlassen zu haben, weil er von der Polizei gesucht worden wäre (Grund: 
durch einen Stoß des Antragstellers, erfolgt während eines Streits, wäre der Vater des Antragstellers tödlich 
verunglückt. Die Polizei hätte deshalb den Antragsteller gesucht.) 
 

Nachdem im gegenständlichen Verfahren die Aussagen des Antragstellers die zentrale Erkenntnisquelle 
darstellen, müssen diese bei einer Gesamtbetrachtung auf die Glaubwürdigkeit überprüft werden. Die 
Formulierung im § 3 AsylG 2005 "wenn glaubhaft ist" bringt zum Ausdruck, dass im Asylverfahren nicht der 
"volle Beweis" gefordert ist, sondern dass die "Glaubhaftmachung" genügt. Ein Vorbringen wird in der Regel 
sohin nur dann glaubhaft sein, wenn es vier Grundanforderungen erfüllt: 
 

1. Das Vorbringen des Asylwerbers ist genügend substantiiert. Dieses Erfordernis ist insbesondere dann nicht 
erfüllt, wenn der Asylwerber den Sachverhalt sehr vage schildert oder sich auf Gemeinplätze beschränkt, nicht 
aber in der Lage ist, konkrete und detaillierte Angaben über seine Erlebnisse zu machen. 
 

2. Das Vorbringen muss, um als glaubhaft zu gelten, in sich schlüssig sein. Der Asylwerber darf sich nicht in 
wesentlichen Aussagen widersprechen. 
 

3. Das Vorbringen muss plausibel sein, das heißt mit den Tatsachen oder der allgemeinen Erfahrung 
übereinstimmen. Diese Voraussetzung ist unter anderem dann nicht erfüllt, wenn die Darlegungen mit den 
allgemeinen Verhältnissen im Heimatland nicht zu vereinbaren sind oder sonst unmöglich erscheinen. 
 

4. Der Asylwerber muss persönlich glaubwürdig sein. Das wird dann nicht der Fall sein, wenn sein Vorbringen 
auf gefälschte oder verfälschte Beweismittel abgestützt ist, aber auch dann, wenn er wichtige Tatsachen 
verheimlicht oder bewusst falsch darstellt, im Laufe des Verfahrens das Vorbringen auswechselt oder 
unbegründet und verspätet erstattet oder mangelndes Interesse am Verfahrensablauf zeigt und die nötige 
Mitwirkung verweigert. 
 

Die genannten Anforderungen wurden durch das Vorbringen des Antragstellers nicht erfüllt. Der Antragsteller 
konnte während des gesamten Asylverfahrens nicht den Eindruck erwecken, dass seine Angaben den Tatsachen 
entsprechen und wurden diese daher seitens des Bundesasylamtes als unglaubwürdig und - hinsichtlich der 
subjektiv empfundenen Furcht des Antragstellers - als objektiv nicht nachvollziehbar eingestuft. 
 

Von der erkennenden Behörde wird der angegebene Sachverhalt in Zweifel gezogen. Die Behauptung, im Streit 
den Vater getötet zu haben und deshalb von der Polizei gesucht worden zu sein, stellt der Antragsteller nur 
allgemein in den Raum, ohne diese belegen oder durch konkrete Anhaltspunkte glaubhaft machen zu können. 
 

Diese Ansicht der erkennenden Behörde wird aufgrund von Ungereimtheiten bestätigt. Es ist festzuhalten, dass 
der Antragsteller vor österreichischen Behörden, aber auch während seines Aufenthaltes in Italien, 
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unterschiedliche Identitätsangaben gemacht hat (R. alias Ra. alias B. M. auch Mo. alias Mh. alias K., geboren am 
00.00.1986 alias 00.00.1990 alias 00.00.1989). Wenn der Antragsteller aber nicht einmal bei der Angabe seiner 
persönlichen Daten bei der Wahrheit bleibt, kann umso weniger davon ausgegangen werden, dass das übrige 
Vorbringen den tatsächlichen Gegebenheiten entspricht. 
 

In den Angaben des Asylwerbers finden sich auch Widersprüche und Ungereimtheiten, die für die 
Unglaubhaftigkeit seines Vorbringens sprechen. Dazu ist auszuführen, dass dem Antragsteller dreimal die 
Gelegenheit eingeräumt wurde (am 31.10.2007, 16.01.2008 und 13.03.2008), die Gründe, die zur 
Asylantragstellung in Österreich geführt hatten, anzugeben. Auffallend war, dass die Gründe vom Antragsteller 
unterschiedlich dargestellt wurden. 
 

Am 31.10.2007 führte der Antragsteller aus, dass er ständig von seinem Vater geschlagen worden wäre. 
Irgendwann wäre er vom Vater hinausgeschmissen worden, weshalb er Marokko verlassen hätte. Im Falle einer 
Rückkehr hätte der Antragsteller befürchtet, vom Vater umgebracht zu werden (Anmerkung: dies bedeutet 
unmissverständlich, dass der Vater des Antragstellers noch am Leben sein muss, was in nachfolgenden 
Einvernahmen nicht mehr so dargestellt wurde). 
 

Am 16.01.2008 erzählte der Antragsteller, dass sein Vater die Mutter und ihn ständig geschlagen hätte. Eines 
Tages wäre der Antragsteller nach Hause gekommen und hätte gesehen, dass die Mutter am Kopf verletzt ist. 
Deshalb wäre ein Streit mit dem Vater ausgebrochen. Dabei hätte der Vater auf den linken Arm des 
Antragstellers geschlagen und ihn dort verletzt. Der Antragsteller hätte sich verteidigt und seinen Vater zu 
Boden gestoßen. Der Vater wäre mit dem Kopf auf dem Boden aufgeschlagen und gestorben. Daraufhin hätte 
der Antragsteller Marokko verlassen. Es hätte die Gefahr einer Festnahme durch die Polizei bestanden 
(Anmerkung: am 31.10.2007 ließ der Antragsteller die polizeiliche Suche vollkommen unerwähnt). 
 

Gänzlich anders präsentierte der Antragsteller den Grund der Asylantragstellung am 13.03.2008. Nunmehr wäre 
die Verletzung am linken Oberarm nicht durch Schläge entstanden, sondern mittels eines Messers. Die Eltern des 
Antragstellers hätten einen Streit gehabt - Anmerkung: der Vater hätte die Mutter geschlagen; von einer 
Kopfverletzung war keine Rede mehr ("... F: Wurde Ihre Mutter beim letzten Zwischenfall auch verletzt? A: 
Nein. Sie erlitt durch Schläge ein blaues Auge und eine Schwellung auf den Mund. Sonst nichts. ...") - und wäre 
der Antragsteller dazwischen gegangen. Da der Antragsteller vom Vater am linken Oberarm mit dem Messer 
verletzt worden wäre, hätte er den Vater weggestoßen. Der Vater wäre nach der dritten Variante über das 
Geländer des Stiegenhauses (aus dem fünften Stock) geflogen und gestorben. 
 

Im Rahmen der freien Beweiswürdigung musste dem Antragsteller die Glaubwürdigkeit versagt werden. Hätte 
es sich bei dem Vorbringen um tatsächlich erlebte Ereignisse gehandelt, hätten keine derart gravierenden 
Widersprüche auftreten dürfen. In Folge der mehrfach und grundsätzlich divergierenden Angaben wird von der 
erkennenden Behörde nicht davon ausgegangen, dass der Antragsteller tatsächlich in Marokko verfolgt wurde 
und wird. Der Antragsteller vermochte es auch nicht, die ihm aufgezeigten Ungereimtheiten überzeugend 
aufzulösen, weshalb seinem Vorbringen insgesamt die Glaubhaftigkeit versagt werden musste. 
 

Das gesamte Vorbringen wirkt konstruiert. Der Asylantrag zielt offensichtlich nur darauf ab, den Aufenthalt in 
Österreich so lange wie möglich durch Behauptungen, wonach der Antragsteller in Marokko verfolgt sein würde, 
quasi zu erzwingen. Bei genauerer Betrachtung des Vorbringens und Analyse desselben wird jedoch sehr schnell 
klar und deutlich, dass der Antragteller bloß deshalb nach Österreich gekommen ist, um hier seine 
Lebenssituation zu verbessern. Aufgrund der insgesamt unglaubwürdigen Angaben geht die erkennende Behörde 
auch nicht davon aus, dass dem Antragsteller die Schnittverletzung am linken Oberarm, welche er beim 
Bundesasylamt am 13.03.2008 vorgewiesen hat, tatsächlich von seinem Vater zugefügt wurde. 
 

Mit der Erklärung, dass der Antragsteller im Falle einer Rückkehr mit einer Festnahme und Haft rechnen müsse, 
vermochte er daher dem vom Gesetz geforderten Glaubhaftigkeitsanspruch nicht gerecht zu werden. Seine 
Befürchtungen stützen sich lediglich auf vage Vermutungen. Konkrete Anhaltspunkte oder Hinweise, für die von 
ihm behaupteten Verfolgungshandlungen, konnten jedoch dem Vorbringen - wie aufgezeigt - nicht entnommen 
werden. 
 

Zusammenfassend ist bezüglich des Vorbringens festzuhalten, dass diesem keine besonderen Umstände 
entnommen werden konnten, aus denen hervorgeht, dass der Antragsteller in Marokko unmittelbaren und/oder 
mittelbaren staatlichen Verfolgungen im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention ausgesetzt war 
beziehungsweise solchen im Falle der Rückkehr ausgesetzt ist. 
 

Gegen den Bescheid des Bundesasylamtes erhob der Asylwerber fristgerecht Beschwerde. 
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Über die Beschwerde hat der Asylgerichtshof wie folgt erwogen: 
 

Anzuwenden war gegenständlich gemäß §75 Abs1 AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 idF 2008/4, das AsylG in 
der Fassung BGBl. I 2008/4, da der Beschwerdeführer den Antrag auf Gewährung von Asyl am 31.10.2007 
gestellt hat. 
 

Gemäß § 9 Abs. 1 AsylGHG, BGBl. I Nr. 4/2008 in der geltenden Fassung entscheidet der Asylgerichtshof in 
Senaten, soweit eine Entscheidung durch einen Einzelrichter oder Kammersenat nicht bundesgesetzlich 
vorgesehen ist. 
 

Gemäß § 60 Abs. 3 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof über Beschwerden gegen zurückweisende 
Bescheide nach den §§ 4 und 5 AsylG 2005 und nach § 68 AVG durch Einzelrichter. 
 

Gemäß § 42 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof bei Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung oder 
Rechtsfragen, die sich in einer erheblichen Anzahl von anhängigen oder in naher Zukunft zu erwartender 
Verfahren stellt, sowie gemäß § 11 Abs. 4 AsylGHG, wenn im zuständigen Senat kein Entscheidungsentwurf die 
Zustimmung des Senates findet durch einen Kammersenat. 
 

Im vorliegenden Verfahren liegen weder die Voraussetzungen für eine Entscheidung durch einen Einzelrichter 
noch die für eine Entscheidung durch den Kammersenat vor, sodass Senatszuständigkeit gegeben ist. 
 

In der Sache selbst: 
 

Das Bundesasylamt hat ein mängelfreies, ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren durchgeführt und hat in der 
Begründung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der 
Beweiswürdigung maßgebenden Erwägungen und die darauf gestützte Beurteilung der Rechtsfrage klar und 
übersichtlich zusammengefasst. 
 

Der Asylgerichtshof als Berufungsinstanz schließt sich diesen Ausführungen des Bundesasylamtes im 
angefochtenen Bescheid an, erhebt sie zum Inhalt des gegenständlichen Erkenntnisses und ergänzt diese wie 
folgt: 
 

Dass in der Beschwerde vertreten wird, es sei nicht einsichtig, warum man dem Beschwerdeführer die 
Glaubwürdigkeit seiner Aussagen abspricht, ist für den Asylgerichtshof vor dem Hintergrund der 
widersprüchlichen Einvernahmen des Beschwerdeführers nicht im Geringsten nachvollziehbar: 
 

Die Beschwerde rügt zunächst, dass es sich um einen in dieser Form unzulässigen Schluss des Bundesasylamtes 
handle, wenn dieses annimmt, dass bei Angabe unterschiedlicher personenbezogener Daten umso weniger davon 
ausgegangen werden kann, dass das übrige Vorbringen den tatsächlichen Gegebenheiten entspricht. 
 

Dem ist entgegenzuhalten, dass die Unglaubwürdigkeit des Beschwerdeführers keineswegs allein auf Angaben 
verschiedener personenbezogener Daten beruht, sondern vielmehr - zusätzlich - auf widersprüchlichen Angaben 
zu seinen Fluchtgründen gestützt wird. Die falschen Angaben zur Person des Beschwerdeführers stellen 
offensichtlich nur einen Mosaikstein für die Annahme der Unglaubwürdigkeit dar. 
 

Weiters wird in der Beschwerde als Rechtfertigung(sversuch) vorgebracht, dass der Beschwerdeführer im 
Rahmen der Erstbefragung vor der Bundespolizei am 31. Oktober 2007 nicht den Tod seines Vaters erwähnte, 
weil er Angst gehabt hätte, durch die Erwähnung des von ihm verschuldeten Todes seines Vaters festgenommen 
zu werden, überzeugt insofern nicht, als dadurch nicht erklärbar wird, warum der Beschwerdeführer in dieser 
Erstbefragung auch falsche Angaben zu seinem Reiseweg - dem, wie in der Beschwerde behauptet, Hauptgrund 
der Erstbefragung - machte und auch hinsichtlich seiner persönlichen Daten nicht immer widerspruchsfreie 
Angaben tätigte. 
 

Hätte der Beschwerdeführer während der Erstbefragung am 31. Oktober 2007 tatsächlich Angst gehabt, 
festgenommen zu werden und daher bewusst aus diesem Grund falsche Angaben zu seinen Fluchtgründen 
gemacht, so hätte er aber in der nächsten Einvernahme (vor dem Bundesasylamt) am 16.1.2008 auf die Frage, ob 
die bei der Polizeiinspektion gemachten Angaben der Wahrheit entsprechen, keinesfalls mit "Ja" antworten 
dürfen, sondern sofort auf die mangelnde Richtigkeit seiner ursprünglich gemachten Angaben hinweisen 
müssen, um die Annahme der Glaubwürdigkeit nicht zu gefährden. Stattdessen gab der Beschwerdeführer jedoch 
an, dass das in der Erstbefragung am 31. Oktober 2007 Gesagte der Wahrheit entsprechen würde und machte 
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eben dann in weiterer Folge widersprüchliche Angaben sowohl zum Fluchtweg als auch zur Fluchtgeschichte 
selbst. 
 

Die bezüglich Reiseweg und Fluchtgründen vorhandenen Widersprüche wurden bereits vom Bundesasylamt 
ausreichend gewürdigt, der Asylgerichtshof schließt sich, wie oben angeführt, diesen Ausführungen an, zur 
besseren Erkennbarkeit der widersprüchlichen Angaben des Beschwerdeführers wurden die betreffenden 
Passagen in den angeführten Protokollen im Rahmen dieses Erkenntnisses fett hervorgehoben. 
 

Allein schon die Diktion des Vorbringens, Indizien sprächen für das Vorliegen einer falschen Protokollierung 
zeigt zunächst, dass der Beschwerdeführer offensichtlich damit selbst nicht ernstlich die Protokollierung der 
Aussage des Beschwerdeführers vom 16.01.2008 in Zweifel zieht, andererseits - sollte dies doch gemeint sein - 
nicht substantiiert die Fehlerhaftigkeit der Protokollierung aufgezeigt hat: 
 

Dem Beschwerdeführer wurde die Niederschrift vom 16.01.2008 wortwörtlich rückübersetzt. Der 
Beschwerdeführer bejahte abschließend die Richtigkeit der Protokollierung und unterfertigte jede Seite der 
Niederschrift. 
 

Nur weil jemand also vermeintlich Unlogisches darbringt, kann daraus nicht der Schluss falscher Protokollierung 
gezogen werden. 
 

Insbesondere war dies nicht der einzige Widerspruch, wie das Bundesasylamt zutreffend hinwies, auch wollte 
der Beschwerdeführer in der nachfolgenden Einvernahme vom 13.3.2008 nicht gesagt haben, dass ihn sein Vater 
nur am linken Arm geschlagen habe (Einvernahme vom 16.1.2008, AS79), statt ihn mit dem Messer zu 
attackieren (Einvernahme vom 13.3.2008, AS 121ff.) und beispielsweise leugnete er weiters, jemals davon 
gesprochen zu haben, vor etwa einem Jahr sein Heimatland verlassen zu haben. 
 

Bei dem eben erwähnten Widersprüchen des Beschwerdeführers im Rahmen der mit ihm aufgenommenen 
niederschriftlichen Einvernahmen handelt es sich auch nicht um "Widersprüche und Unklarheiten in 
Nebenpunkten, die keinen unmittelbaren Bezug zu den Fluchtgründen aufweisen" würden, wie in der 
Beschwerde vorgebracht, sondern betreffen sie gerade den Kern des Fluchtvorbringens, nämlich die Darstellung 
des Flucht auslösenden Ereignisses, welche der Beschwerdeführer bei den verschiedensten Einvernahmen nicht 
übereinstimmend darzubringen vermochte. 
 

Das Vorbringen, in der Zwischenzeit davon erfahren haben zu wollen, dass der Onkel aufgrund einer 
Verwechslung den Bruder krankenhausreif geschlagen habe, gibt keinerlei Anhaltspunkt dafür, dass dieser 
Vorfall in irgendeiner Form mit dem Fluchtvorbringen des Beschwerdeführers zusammenhängt. 
 

So liefert auch die Beschwerde keinerlei stichhaltige Argumente, welche die schon vom Bundesasylamt 
festgestellte Unglaubwürdigkeit des Beschwerdeführers entkräften würden und konnte damit keine Abänderung 
der Entscheidung durch den Asylgerichthof bewirken. 
 

Rechtlich folgt: 
 

§ 3 (1) Einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, ist, soweit dieser 
Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zuständigkeit eines anderen Staates zurückzuweisen ist, der Status 
des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des 
Art 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention droht. 
 

Flüchtling iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist, wer aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, 
Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung 
verfolgt zu werden, sich außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf 
diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich in Folge 
obiger Umstände außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im 
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren. 
 

Zentrales Element des Flüchtlingsbegriffes ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. Eine solche liegt dann 
vor, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter Berücksichtigung der Verhältnisse im 
Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer 
konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation aus 
Konventionsgründen fürchten würde. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher 
Intensität in die zu schützende Sphäre des Einzelnen zu verstehen, welcher geeignet ist, die Unzumutbarkeit der 
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Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu 
begründen (vgl. VwGH v. 09.03.1999, Zl. 98/01/0370). Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn 
eine Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung 
genügt nicht (VwGH v. 23.09.1998, Zl. 98/01/0224). Die Verfolgungsgefahr muss aktuell sein, was bedeutet, 
dass sie zum Zeitpunkt der Bescheiderlassung vorliegen muss. Bereits gesetzte vergangene 
Verfolgungshandlungen können im Beweisverfahren ein wesentliches Indiz für eine bestehende 
Verfolgungsgefahr darstellen, wobei hierfür dem Wesen nach eine Prognose zu erstellen ist (vgl. zur der 
Asylentscheidung immanenten Prognose VwGH v. 09.03.1999, Zl. 98/01/0318). Die Verfolgungsgefahr muss 
ihre Ursache in den in der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründen haben und muss ihrerseits Ursache 
dafür sein, dass sich die betreffende Person außerhalb ihres Heimatlandes bzw. des Landes ihres vorigen 
Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewöhnlichen 
Aufenthaltes zurechenbar sein, wobei Zurechenbarkeit nicht nur ein Verursachen bedeutet, sondern eine 
Verantwortlichkeit in Bezug auf die bestehende Verfolgungsgefahr bezeichnet. Besteht für den Asylwerber die 
Möglichkeit, in einem Gebiet seines Heimatstaates, in dem er keine Verfolgung zu befürchten hat, Aufenthalt zu 
nehmen, so liegt eine so genannte inländische Fluchtalternative vor, welche die Asylgewährung ausschließt (vgl. 
VwGH v. 24.03.1999, Zl. 98/01/0352). 
 

Dem Bundesasylamt ist also darin Recht zu geben, dass es dem Beschwerdeführer nicht gelungen ist, 
wohlbegründete Furcht vor Verfolgung glaubhaft zu machen, da es im Rahmen der Beweiswürdigung die 
Angaben des Beschwerdeführers als widersprüchlich und daher unglaubwürdig erachtet hat. 
 

§ 8 (1) Der Status des subsidiär Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen, der in Österreich einen 
Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten abgewiesen wird oder dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist, wenn eine 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr 
einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr.6 oder Nr.13 zur Konvention bedeuten 
würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge 
willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 
 

Es kann nicht angenommen werden, dass der Beschwerdeführer nach einer Rückkehr nach Marokko einer 
Bedrohungssituation im soeben genannten Sinne ausgesetzt wäre, zumal dem Vorbringen des 
Beschwerdeführers die Glaubwürdigkeit gänzlich zu versagen war und diesem daher auch im Rahmen der 
Refoulementprüfung keinerlei Bedeutung zugemessen werden kann. So ist insbesondere aufgrund der 
angenommenen Unglaubwürdigkeit nicht davon auszugehen, dass der Beschwerdeführer im Fall der Rückkehr in 
seinen Heimatstaat mit einer Haftstrafe von 20 bis 30 Jahren zu rechnen hätte. 
 

§ 10 (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag 
auf internationalen Schutz zurückgewiesen wird; der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der 
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär 
Schutzberechtigten abgewiesen wird; 
 

Der Asylwerber hat nichts in der Beschwerde vorgebracht, was die erstinstanzliche Entscheidung über den 
Ausspruch der Ausweisung in Frage stellt und war daher auch dieser Spruchpunkt zu bestätigen. Insbesondere 
ergaben sich keinerlei Anhaltspunkt dafür, dass eine Ausweisung das Privat- oder Familienleben des 
Beschwerdeführers im Sinne des Art 8 EMRK verletzen würde. 
 

Somit war spruchgemäß zu entscheiden. Die Durchführung einer mündlichen Verhandlung konnte gem. Art. II 
Abs. 2 lit. D Z 43a EGVG unterbleiben, da der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der 
Beschwerde geklärt war und sich insbesondere in der Beschwerde kein zusätzlicher Hinweis auf die 
Notwendigkeit ergab, den maßgeblichen Sachverhalt mit dem Beschwerdeführer zu erörtern. 


